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S e i t e 1  Bebauungsplan Nr. 62/1 „Östliche Senserbergstraße“  

  Fassung vom 28.11.2017  

1.  Anlass und Zweck der Planung  

Da das Schaffen von bezahlbarem Wohnraum ein erklärtes städtebauliches Ziel der Stadt 
Fürstenfeldbruck ist, steht sie der Aufstellung eines Bebauungsplans, der auf den nicht im 

Landschaftsschutzgebiet liegenden Flächen ein Wohnbaurecht schafft, grundsätzlich wohlwollend 

gegenüber, sofern dies  im Wege einer maßvollen Nachverdichtung umgesetzt wird. Der Anteil 

des geförderten Wohnungsbaus soll gemäß Stadtratsbeschluss vom 04.10.2016 dabei 40% der 

planungsrechtlich künftig möglichen Gesamtgeschossfläche betragen. Die Bauleitplanung liegt 
aufgrund der akuten Wohnungsnot im öffentlichen Interesse.  

Der Eigentümer des maßgeblichen Grundstücks im Planungsgebiet fragte an, die nicht im 
Landschaftsschutzgebiet liegenden Flächen mit Wohnungen bebauen zu wollen. Die 

Festsetzungen des gültigen Bebauungsplan Nr. 62 „Baugebiet zwischen Schöngeisinger-, 

Senserberg- u. Buchenstraße“ schließen dies jedoch bislang aus. 

Die Bauleitplanung ist damit nach § 1 Abs. 3 BauGB städtebaulich erforderlich. Die 
Stadtverwaltung hatte anlässlich einer Bauvoranfrage im Frühjahr 2016 eine Befreiung vom 

gültigen BBP Nr. 62 geprüft und abgelehnt, da durch das geplante Vorhaben die Grundzüge der 

Planung berührt werden.  

 

2.  Verfahrensart und Verfahrensablauf  

Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung aufgestellt und somit ein 
beschleunigtes Verfahren (§ 13 a Abs. 1 BauGB) möglich. Nach § 13 a Abs. 2 Nr. 1 BauGB gelten im 

beschleunigten Verfahren die Vorschriften des § 13 Absatz 2 und 3 Satz 1 BauGB entsprechend. 
Somit sollen auf der Basis eines rechtssicheren Verfahrens gemäß Stadtratsbeschluss vom 
04.10.2016 40% des neu geschaffenen Wohnbaurechts als geförderter Wohnungsbau, eine 

Beteiligung an den Folgekosten für die städtische Infrastruktur sowie gemäß Stadtratsbeschluss 

vom 29.11.2016 ein KfW-55-Energiestandard für den nicht geförderten Wohnungsbau gefordert 
werden.  

Das Baugebiet ist westlich und südlich, sowie nördlich der Bahnlinie von Bebauung umgeben. 

Östlich bildet die an das Baugebiet angrenzende Schöngeisinger Straße den baulichen Abschluss 
zum Außenbereich. Es handelt sich somit um eine Maßnahme der Innenentwicklung. 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 62/1 sind 1.080 m² Grundfläche für Versiegelungen 
im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO zulässig. Dies liegt deutlich unter der in § 13 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
BauGB angegebenen Fläche von 20.000 m².  

Durch die Festsetzungen im Rahmen des Bebauungsplanes wird keine Zulässigkeit von Vorhaben 
begründet, die einer Pflicht zur Durchführung eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem 
Gesetz zu Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen.  

Das Planungsgebiet steht nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit einem Natura 2000 Gebiet 
(vgl. § 13a Abs. 1 Satz 5 BauGB).  

Somit sind alle in § 13a BauGB, aufgeführten Rahmenbedingungen für die Änderung des 

Bebauungsplans im Rahmen eines Verfahrens der Innenentwicklung erfüllt. Der Bebauungsplan 
wird somit, gemäß Beschluss des Stadtrates vom 27.07.2017, als Bebauungsplan der 

Innenentwicklung aufgestellt. Die reduzierten Verfahrensanforderungen nach § 13 Abs. 2 und 
Abs. 3 S. 1 BauGB finden gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB Anwendung. 
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Im Zuge der Erarbeitung des Bebauungsplanes durch die Verwaltung wurden im Vorfeld die 

planerischen Grundlagen geprüft. Der genaue Grenzverlauf des Landschaftsschutzgebietes (LSG) 

wurde auf den betroffenen Grundstücken neu eingemessen und zwischen der zuständigen 

Unteren Naturschutzbehörde (LRA) und den Grundstückseigentümern einvernehmlich festgelegt. 

Die Ein- und Ausfahrmöglichkeiten wurden mit der Polizei vor Ort abgeklärt. Daraufhin wurde der 
Stadtverwaltung ein Bebauungsvorschlag vorgelegt, der wesentlich von der bisherigen und 

mittlerweile zurückgezogenen Bauvoranfrage abwich. Im Zuge mehrerer Planungsgespräche 

wurde ein Bebauungsvorschlag erarbeitet, der die planerische Grundlage für die Aufstellung des 
Bebauungsplans mit integriertem Grünordnungsplan Nr. 62/1 „Östliche Senserbergstraße“ 

gebildet hat. 

So wurde zur Minimierung der Beeinträchtigung des Landschaftsschutzgebietes die Bebauung 
nach Westen verschoben und die Erschließungsstraße nach Osten zur Grenze des 

Landschaftsschutzgebietes hin verlegt. Die Entwicklung eines Freiflächenplanes als Grundlage des 
Grünordnungsplanes erlaubte es, natur- und waldschutzrechtliche Fragen mit den zuständigen 
Behörden frühzeitig zu klären. 

Da das beschleunigte Verfahren nur eine Auslegung und Beteiligung der Träger öffentlicher 
Belange ermöglicht (§ 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 BauGB), fand am 
10.02.2017 ein Scoping-Termin im Sinne einer vorgezogenen Beteiligung von Behörden und 

Trägern öffentlicher Belange statt (Protokoll Anlage 4). Mit der Einladung wurden der 
Freiflächengestaltungplan, die schalltechnische Verträglichkeitsuntersuchung, die 

Baugrunduntersuchung und eine vereinfachte Vorabschätzung zur speziellen 

artenschutzrechtlichen Prüfung übermittelt. Es lagen Aussagen zu Altlasten, Hoch- und 

Grundwasser vor, die keine Bedenken erkennen ließen. Der Sachbereich Wasserrecht beim LRA 
FFB teilte mit, nicht betroffen zu sein. Das AELF hat in einer Stellungnahme vom 20.01.2017 
darauf hingewiesen, dass über die Grenze des LSG hinaus de facto bewaldete Flächen bestehen, 

diese aber im rechtlich relevanten BBP62 von 1970 nicht festgesetzt worden sind und daher kein 
Ausgleich nach Forstrecht eingefordert werden kann . 

Am Scoping-Termin nahmen Untere Naturschutzbehörde, Bund Naturschutz, sowie das Bauamt 
mit den Sachgebieten Stadtplanung, Bauverwaltung und Tiefbau teil. Die geäußerten Bedenken 

und Anregungen wurden im Zuge der weiteren Planung weitestgehend berücksichtigt. 
Ergänzende Untersuchungen wurden durchgeführt. Um potentielle Risiken urbaner Sturzfluten zu 
minimieren und die natürlichen Belichtungsverhältnisse insbesondere der geförderten 

Wohnungen ohne zusätzliche Baumfällungen zu verbessern, wurden das Gelände und somit die 
Gebäude gegenüber dem ursprünglichen Planentwurf noch einmal um einen Meter angehoben. 

Entsprechend dieses Konzeptes wurden die Bebauungsplanunterlagen ausgearbeitet und dem 
Beteiligungsverfahren nach § 3 Abs. 2 bzw. § 4 Abs. 2 BauGB zugeführt. 

 

3.  Bestandsaufnahme und Bewertung  

3.1. Lage und Größe des Planungsgebietes  

Fürstenfeldbruck liegt westlich von München, im Stadt-/Umlandbereich des Verdichtungsraumes 
München und knapp südlich der überregionalen Entwicklungsachse München-Augsburg. Zurzeit 

leben im Mittelzentrum ca. 38.000 Einwohner (Erst- und Hauptwohnsitz) auf einem 3.254 ha 

großen Stadtgebiet.  
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Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes nimmt einen Teilbereich zwischen Schöngeisinger- und 

Senserbergstraße ein. Er erstreckt sich auf das private Grundstück Fl.-Nr. 1532/2 und auf eine 

Teilfläche des städtischen Straßengrundstücks Fl.-Nr. 1154/1 Gemarkung Fürstenfeldbruck. Im 

Norden grenzt neben einer Biotopfläche die Bahnlinie München-Buchloe an den Geltungsbereich 

an, im Osten die Schöngeisinger Straße. Letztere wurde mit dem Bau der Umgehungstraße (B471) 
in den 1980er Jahren von einer Bundes- auf eine Gemeindestraße herabgestuft und dient seither 

nur noch beschränkt dem Durchgangsverkehr.  

 

Abb.2 - Übersicht über die Lage des Bebauungsplans- rot - ohne Maßstab 
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Das Planungsgebiet liegt ca. 2 km südwestlich des Stadtzentrums direkt am Ortseingang der Stadt 

Fürstenfeldbruck im Allgemeinen, des Ortsteils Buchenau im Besonderen. Der Auenbereich der 

Amper mit Biotopstatus und Naturschutzgebiet liegt etwa 100 m östlich vom Geltungsbereich, der 

Fluss ist angesichts des Waldbestands jedoch kaum wahrnehmbar. Die landschaftlichen Bezüge 

werden von der Bahnlinie, der Schöngeisinger Straße als auch dem terrassenartig modellierten 
Hangverlauf nach Westen hin bestimmt. 

Der östliche Teil des Planungsgebietes befindet sich im Landschaftsschutzgebiet (LSG) „Mittlere 
Amper“ und ist größtenteils von hochgewachsenen Gehölzen umgeben. In dem künftig als 

Bauland vorgesehenen Bereich befindet sich Ruderalvegetation. Das eigentliche Bauland hat 

wenig Gefälle, weist aber nach Süden und Westen Höhenunterschiede auf, die mit fast 6 m bis zu 
2 Vollgeschossen entsprechen. 

Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 7.800 m², wobei die maximale Nord-Süd-

Ausdehnung ca. 120 m und die maximale Ost-West-Ausdehnung ca. 100 m beträgt. Nach Abzug 

der Teilfläche im LSG (private Grünfläche), der öffentlichen Verkehrsflächen und der Flächen des 

Eigentümerweges ergibt sich im Bereich der geplanten Bebauung ein Nettobauland von knapp 

4.000 m². Östlich der Schöngeisinger Straße schließt die Auenlandschaft der Amper an. 

3.2.  Landesplanung  

Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP 2013, (Teil)Fortschreibung 2015+2017) 

Die Stadt Fürstenfeldbruck ist im LEP 2013 als Mittelzentrum im Verdichtungsraum München 

verzeichnet.  

Für den überplanten Bereich sind u. a. folgende Ziele und Grundsätze des LEP 2013 des 

Bayerischen Staatsministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie 
maßgeblich:  

1.1.1:  (Z) In allen Teilräumen sind gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen zu schaffen 
oder zu erhalten. Die Stärken und Potenziale der Teilräume sind weiter zu entwickeln. 

[…]  

 (G) Hierfür sollen insbesondere die Grundlagen für eine bedarfsgerechte Bereitstellung 

und Sicherung von Arbeitsplätzen, Wohnraum sowie Einrichtungen der Daseinsvorsorge 

und zur Versorgung mit Gütern geschaffen oder erhalten werden. 

1.1.2:  (Z) Bei Konflikten zwischen Raumnutzungsansprüchen und ökologischer Belastbarkeit ist 

den ökologischen Belangen Vorrang einzuräumen, wenn ansonsten eine wesentliche 
und langfristige Beeinträchtigung der natürlichen Lebensgrundlagen droht.  

 (G) Bei der räumlichen Entwicklung Bayerns sollen die unterschiedlichen Ansprüche aller 
Bevölkerungsgruppen berücksichtigt werden.  

1.1.3:  (G) Der Ressourcenverbrauch soll in allen Landesteilen vermindert werden. 

Unvermeidbare Eingriffe sollen ressourcenschonend erfolgen.  

1.1.3:  (Z) Der demographische Wandel ist bei allen raumbedeutsamen Planungen und 

Maßnahmen, insbesondere bei der Daseinsvorsorge und der Siedlungsentwicklung, zu 

beachten.  

1.3.1:  (G) Den Anforderungen des Klimaschutzes soll Rechnung getragen werden, insbesondere 

durch  
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- die Reduzierung des Energieverbrauchs mittels einer integrierten Siedlungs- und 

Verkehrsentwicklung,  

- die verstärkte Erschließung und Nutzung erneuerbarer Energien sowie  

- den Erhalt und die Schaffung natürlicher Speichermöglichkeiten für Kohlendioxid und andere 

Treibhausgase.  

1.3.2:  (G) Die räumlichen Auswirkungen von klimabedingten Naturgefahren sollen bei allen 

raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen berücksichtigt werden.  

(G) In allen Teilräumen, insbesondere in verdichteten Räumen, sollen klimarelevante Freiflächen 

von Bebauung freigehalten werden.  

2.1.2:  (G) Alle zentralen Orte sollen ein umfassendes Angebot an zentralörtlichen 

Einrichtungen der Grundversorgung für die Einwohner ihres Nahbereichs vorhalten.  

(G) Mittelzentren […] sollen zentralörtliche Einrichtungen des gehobenen Bedarfs vorhalten. […]  

 2.2.7:  (G) Die Verdichtungsräume sollen so entwickelt und geordnet werden, dass  

- […]  

- sie bei der Wahrnehmung ihrer Wohn-, Gewerbe- und Erholungsfunktionen eine räumlich 

ausgewogene sowie sozial und ökologisch verträgliche Siedlungs- und Infrastruktur 

gewährleisten,   

- sie über eine dauerhaft funktionsfähige Freiraumstruktur verfügen,  

- ausreichend Gebiete für die land- und forstwirtschaftliche Nutzung erhalten bleiben.  

 2.2.8:  (Z) In den Verdichtungsräumen ist die weitere Siedlungsentwicklung an Standorten mit  

leistungsfähigem Anschluss an das öffentliche Verkehrsnetz, insbesondere an 

Standorten mit Zugang zum schienengebundenen öffentlichen Personennahverkehr, zu 

konzentrieren.  

3.1:  (G) Die Ausweisung von Bauflächen soll an einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung 

unter besonderer Berücksichtigung des demographischen Wandels und seiner Folgen 
ausgerichtet werden.  

 (G) Flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen sollen unter Berücksichtigung 

der ortsspezifischen Gegebenheiten angewendet werden.  

3.2:  (Z) In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung 

möglichst vorrangig zu nutzen. […]  

6.2.1:  (Z) Erneuerbare Energien sind verstärkt zu erschließen und zu nutzen.  

7.1.1:  (G) Natur und Landschaft sollen als unverzichtbare Lebensgrundlage und Erholungsraum 
 des Menschen erhalten und entwickelt werden.  

7.1.4:  (G) Insbesondere in verdichteten Räumen sollen Frei- und Grünflächen erhalten und 

zusammenhängende Grünstrukturen mit Verbindungen zur freien Landschaft entwickelt 

werden.  

7.2.1:  (G) Es soll darauf hingewirkt werden, dass das Wasser seine Funktionen im 

Naturhaushalt auf Dauer erfüllen kann.  
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7.2.5:  (G) Die Risiken durch Hochwasser sollen soweit als möglich verringert werden. Hierzu 

sollen:  

- die natürliche Rückhalte- und Speicherfähigkeit der Landschaft erhalten und verbessert,  

- Rückhalteräume an Gewässern freigehalten sowie  

- Siedlungen vor einem hundertjährigem Hochwasser geschützt werden.  

Regionalplan 18 (RP 18) 

Für den überplanten Bereich sind u.a. folgende Ziele des Regionalplanes (Region 14) München 

maßgeblich:  

A I 1.2.2: (G) Eine ausgewogene Funktionsmischung von Wohnstätten, Arbeitsplätzen und 

Versorgungseinrichtungen soll angestrebt werden.  

A I 1.2.5: (G) Durch eine langfristig angelegte Flächenentwicklung sollen Handlungsspielräume 

einerseits für Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung sowie andererseits für 

Freiraumentwicklung geschaffen werden. Hierbei sollen unter Berücksichtigung der 

naturräumlichen Strukturen Standorte optimiert und eine verstärkte Innenentwicklung 

gefördert werden.  

B I 1.1:  (G) In der gesamten Region soll zur Sicherung der Umwelt und Lebensqualität ein 

zusammenhängendes Netz von Grünzügen und Freiflächen erhalten und aufgebaut werden. […]  

A I 2.1.1: (G) Der Stadt- und Umlandbereich München soll so entwickelt werden, dass er seine 

Funktionen als zentraler Wohnstandort und Arbeitsmarkt, als Wirtschaftsschwerpunkt, als 
Bildungs- und Ausbildungszentrum und als Verkehrsverflechtungsraum unter Berücksichtigung 

der ökologischen Belange und der Belange der Erholungsvorsorge auch künftig nachhaltig 

erfüllen kann. […]  

B I 1.4.3: Innerörtliche Grünflächen sollen in den dichtbebauten Siedlungsgebieten in der engeren 
Verdichtungszone im großen Verdichtungsraum München vorrangig erhalten und gesichert 

werden. Verbindungen mit der freien Landschaft sollen erhalten oder hergestellt werden.  

B II 1.1: Eine ressourcenschonende Siedlungsstruktur soll angestrebt werden.  

B II 1.2: Die Siedlungsentwicklung soll auf die Hauptorte der Gemeinden konzentriert werden.  

B II 1.4: Die Siedlungstätigkeit soll nach den notwendigen und realisierbaren 

Infrastruktureinrichtungen bemessen werden.  

B II 1.5: Die wohnbauliche und die gewerbliche Entwicklung sollen aufeinander abgestimmt 

werden. Dabei soll eine enge, verkehrsgünstige Zuordnung von Wohn- und 
Arbeitsstätten angestrebt werden.  

B II 4.2.1: (Z) Die Siedlungsentwicklung soll durch ein überörtliches, vernetztes Konzept der im 

Folgenden bestimmten regionalen Grünzüge und Trenngrüns als Grundgerüst eines 

räumlichen Verbundsystems zur Freiraumsicherung und -entwicklung geordnet und 

gegliedert werden.  

B III 2.4: (Z) Innerörtliche Grünflächen sollen durch ein großräumiges Wegenetz an die umgebende 

Landschaft angebunden werden.  

Der überplante Bereich befindet sich laut RP 14 nördlich des regionalen Grünzugs entlang der 
Amper. Zudem liegt die überplante Fläche innerhalb eines Bereichs der laut Ziel B II 2.3 für die 
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Siedlungsentwicklung besonders in Betracht kommt. Der Bebauungsplan steht in keinem 

Widerspruch zu den für diesen Bereich relevanten Zielen des LEP 2013 und des RP 14.  

3.3.  Flächennutzungsplan  

Rechtsgültiger Flächennutzungsplan  

Die Große Kreisstadt Fürstenfeldbruck verfügt über einen rechtsgültigen Flächennutzungsplan, der 

in der Fassung vom 30.07.1983 wirksam wurde. Der rechtsgültige FNP gibt im Planungsgebiet 
„Grünfläche“ mit den Zusätzen „Landschaftsschutzgebiet“ und „bestehende Schutz- und 

Leitbepflanzung/zu erhaltende Bäume“ an.  

Zudem ist der Bereich als an das amtlich festgesetzte Überschwemmungsgebiet der Amper 

angrenzend dargestellt (vgl. hierzu Ziffer 3.8 dieser Begründung). 

 

Abb.3  – Ausschnitt rechtsgültiger Flächennutzungsplan vom 20.07.1983 - ohne Maßstab 

 

Neuaufstellung Flächennutzungsplan  

Bereits im Dezember 1995 hat die Stadt Fürstenfeldbruck die Neuaufstellung des 

Flächennutzungsplans beschlossen. Der Billigungsbeschluss zur FNP-Neuaufstellung wurde vom 

Stadtrat am 28.10.2008 gefasst. Im Entwurf zur Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes ist auf 
der Fl.Nr. 1532/2 „Waldfläche“, in der südwestlichen Ecke „Wohnbaufläche“ dargestellt. Die 

Neuaufstellung des Flächennutzungsplans wurde jedoch bis jetzt nicht abgeschlossen.  
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Abb.4 - Ausschnitt Flächennutzungsplan in Aufstellung - Stand 28.10.2008 - ohne Maßstab 

 

Anpassung des Flächennutzungsplans  

Sowohl die Darstellung des rechtverbindlichen Flächennutzungsplans vom 30.07.1983, als auch 

die geplante Darstellung im Rahmen der Neuaufstellung des Flächennutzungsplans mit 
Bearbeitungsstand vom 28.10.2008 stimmen weder mit den Zielsetzungen des Bebauungsplanes 

Nr. 62, noch mit denen des Bebauungsplanes Nr. 62/1 überein.  

Da der Bebauungsplan Nr. 62/1 als Bebauungsplan der Innenentwicklung nach § 13a BauGB 

aufgestellt wird, kann dies nach § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB auch erfolgen, bevor der 

Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt ist. Die geordnete städtebauliche Entwicklung wird 

nicht beeinträchtigt, weil die im Bebauungsplan vorgesehene Bebauung eine sinnvolle Abrundung 

unter Berücksichtigung der Schutzziele des Landschaftsschutzgebietes bildet. Der FNP wird nach 
Aufstellung des Bebauungsplans im Wege einer Berichtigung angepasst.  

3.3. Bebauungsplan Nr. 62  

Gültiger Bebauungsplan Nr. 62  

Für das Planungsgebiet gilt derzeit der Bebauungsplan Nr. 62 der Großen Kreisstadt 

Fürstenfeldbruck, der in der Fassung vom 01.03.1967, letztmalig geändert am 20.8.1970 und 

gemäß Stadtratsbeschluss vom 27.10.1987 rückwirkend zum 26.03.1970 in Kraft gesetzt (§ 215 
Abs. 3 BauGB) wurde. Im räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 62 setzt die 

Planzeichnung „zu erhaltenden Bäume“ und „Straßenverkehrsflächen“ fest, sieht jedoch keine 

Flächen für Gebäude, Nebenanlagen oder Wald vor.  



  

S e i t e 9  Bebauungsplan Nr. 62/1 „Östliche Senserbergstraße“  

  Fassung vom 28.11.2017  

 

Die Festsetzungen durch Text betreffen u.a.: 

• Allgemeines Wohngebiet (WA) 

• Anzahl der Vollgeschosse: bis zu 2 

• Maß der baulichen Nutzung: GRZ 0,3, GFZ 0,5 

• Dachneigung 25°-30°, Satteldach 

• Traufhöhe max. 6,50m 

• Garagen dürfen […] in den sonstigen ausgewiesenen überbaubaren Flächen errichtet werden, 

wenn sie mit dem Hauptgebäude zusammengebaut werden 

 

 

Abb.5 – Ausschnitt rechtskräftiger Bebauungsplan 62 vom XXX.07.1983 - ohne Maßstab 

3.4.  Gemeindliche Satzungen  

Im Gemeindegebiet gelten besonders folgende gemeindliche Satzungen. Da der Bebauungsplan 

insoweit keine abweichenden Regelungen trifft, sind diese auch im Planungsgebiet zu beachten. 

 Satzung über die Erstellung von Garagen und Stellplätzen (Garagen- und 

Stellplatzverordnung – GaStS) in der Fassung vom 31.10.2014  

 Satzung über die Herstellung und Bereithaltung von Abstellplätzen für Fahrräder 
(Fahrradabstellplatzsatzung FAbS) in der Fassung vom 28.01.2014  

Die angegebenen Daten verweisen auf die jeweils aktuellsten Stände zur Aufstellung des 
Bebauungsplans. Es ist jedoch immer die aktuellste Fassung gültig. 
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3.5.  Innenentwicklung  

Gemäß § 1 Abs. 5 Satz 3 BauGB hat die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen 
der Innenentwicklung zu erfolgen. Dies wird auch durch das Landesentwicklungsprogramm 

Bayern unter Ziff. 3.2 und im Regionalplan 14 unter B II 1.1 und 1.2 bekräftigt.  

Der hier gegenständliche Bebauungsplan wird zwischen bereits durch Siedlungstätigkeit belegte 

Flächen im nördlichen und südwestlichen Bereich entwickelt. Die Schöngeisinger Straße grenzt 
den bebauten Ortsteil gegenüber den weitläufigen unbebauten Flächen der Amperauen ab. Der 

von drei Seiten mit Bebauung eingerahmte noch dem bebauten Ortsteil zuzuordnende, bisher 

ungenutzte, nicht im Landschaftsschutzgebiet liegende Grundstückteil wird nun einer 
Wohnnutzung zugeführt. Somit handelt es sich um eine Maßnahme der Innenentwicklung im 

Sinne des § 1 Abs. 5 Satz 3 BauGB.  

Nach § 1a Abs. 2 Satz 4 BauGB ist die Umwandlung von Flächen für die Landwirtschaft oder Wald 

zu begründen. Eine solche liegt hier aufgrund der bisherigen Festsetzung durch den 

Bebauungsplan Nr. 62 als „zu erhaltende Bäume“ nicht vor.  

3.6.  Städtebau, Orts- und Landschaftsbild  

Topographie  

Das Gelände im Geltungsbereich weist starke Höhenunterschiede auf. Sie betragen zwischen dem 
höchsten und dem niedrigsten Punkt ca. 10 m. Das Bauland liegt zwischen 534 m üNN an der 

oberen, südwestlichen Kante und 524 m üNN an der unteren, nordöstlichen Spitze. Das Gelände 

ist auf Grund der geologischen Gegebenheiten, des Kiesabbaus und sonstiger Erdbewegungen der 

Vergangenheit eine Abfolge von Terrassen und abschüssigen Böschungen. Der Teil des Baulands, 

in dem sich die Bauräume befinden, ist hingegen relativ flach.  

An seinem westlichen Rand verläuft parallel zur Senserbergstraße eine Terrassenkante die ca. 3 m 

über dem bestehenden Gelände liegt. In Richtung Süden steigt das Gelände um bis zu 6 m an. Die 

anschließende, höher gelegene Wohnbebauung des Vogelbeerwegs steht nah an der 

Grundstückgrenze entlang der dortigen Hangkante.  

Die östlich an das Planungsgebiet angrenzende Schöngeisinger Straße liegt auf einem Damm und 

teilweise höher als der Geltungsbereich. Sie wird von einem, sich in das Landschaftsschutzgebiet 
erweiternden, gehölzreichen Graben begleitet. Wiederum östlich an die Schöngeisinger Straße 

grenzt das Überschwemmungsgebiet der Amper (HQ100) an. 

Planungsgebiet  

Das Planungsgebiet ist abgesehen von der öffentlichen Verkehrsfläche „Senserbergstraße“  – 
Fahrbahn und nördlicher Rad- und Gehweg – unbebaut. Das Bauland (bebaubare Flächen mit 

Bauräumen) ist durch Ruderalvegetation geprägt und wird durch einen 5 m bis 30 m breiten 

Gehölzstreifen und die Schöngeisinger Straße vom Auenbereich der Amper getrennt. Der Fluss ist 
vom Geltungsbereich aus jedoch nicht wahrnehmbar. Die landschaftlichen Bezüge werden 

überwiegend von Bahnlinie, Straße, Wald, Hang- und Terrassenkanten bestimmt.  

Am südlichen Hang und zum LSG im Osten des Planungsgebietes befindet sich ein durchmischter 

Laub- und Föhrenbestand mit erhaltenswerten Bäumen. Es überwiegen Feld-/Bergahorn, Buche 

und Kiefer. Winterlinde, Eiche, Birke, Fichte und stehendes Totholz sind ist ebenfalls anzutreffen.  

Am Nordrand des Planungsgebietes befindet sich der östliche Ortseingang zur „alten“ Buchenau 
über die Senserbergstraße. Wenn auch in diesem Abschnitt unbebaut, steht östlich des 
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Planungsgebietes auf der Schöngeisinger Straße kurz vor der Kreuzung das Ortseingangsschild der 

Großen Kreisstadt Fürstenfeldbruck. Teilwiese begleiten Fuß- und Radwege die Fahrbahnen, und 

zwar nördlich der Senserbergstraße und auf beiden Seiten der Schöngeisinger stadteinwärts. 

Umgebung  

Westlich des Planungsgebietes stehen auf teils aufgeschüttetem Gelände Mehrfamilienhäuser mit 

Eigentumswohnungen. Südlich schließen an der oberen Hangkante Einfamilien- und Doppelhäuser 
an. Die Gebäude weisen 1-2 Vollgeschosse mit zum Teil ausgebautem Dachgeschoss auf.  

Nördlich der Senserbergstraße grenzt an das Planungsgebiet eine Biotopfläche an, die bis zum 
Bahndamm reicht. 

3.7.  Boden  

Das Planungsgebiet liegt nach der geologischen Karte von Bayern, Maßstab 1:25000 Blatt-Nr. 7833 

Fürstenfeldbruck, im Bereich von würmeiszeitlichen Schotterablagerungen großer 
Schichtmächtigkeit. Diese sind erfahrungsgemäß dicht gelagert und gut tragfähig. 

Im Rahmen eines Baugrundgutachtens der Schubert + Bauer GmbH, Ingenieurbüro für 
Geotechnik, vom 13. Januar 2017 (Nr. 16432G) wurde die Bodensituation mit Rammsondierungen 

zwischen 2,0 m und 3,5 m unter die Geländeoberkante erkundet. Zusätzlich wurde eine 10,0 m 

tiefe Rammkernbohrung niedergebracht. 

Unter der Mutterbodenschicht folgen zunächst stark kiesige, sandige Schluffe steifer Konsistenz. 
Erfahrungsgemäß kann es sich bei diesen Böden der Deckschichten auch um schluffige oder stark 

schluffige Kiese handeln. Deckschichten und Auffüllungen sind sehr wasser- und frostempfindlich, 

stärker zusammendrückbar und besitzen nur eine mittlere Scherfestigkeit. Darunter folgen die 
natürlich gewachsenen Kiese in denen auch Sandschichten geringer Dicke vorkommen. Je nach 

Feinkornanteil sind die Kiese und Sande nicht bzw. bis mittel frostempfindlich, dicht bis sehr dicht 

gelagert, somit wenig zusammendrückbar und gut tragfähig. 

Angetroffene Rammhindernisse und ungewöhnlich niedrige Rammwiderstände wurden in einem 

2. Schritt durch Schürfgruben überprüft (ergänzender Bericht der Schubert + Bauer GmbH vom 
24.02.2017) und auch unter Berücksichtigung der diesbezüglichen Ergebnisse eine grundsätzliche 

Tragfähigkeit des Bodens bestätigt. Detaillierte Bodenaufbauten sind den genannten 

Bodengutachten zu entnehmen.  

Grundwasser und Schichtwasser  

Das Grundwasser wurde in einer Tiefe von 6,05 m angetroffen, was der Höhenkote 520,04 m ü. 

NN entspricht. Wie die amtliche Grundwassermessstelle Schöngeising 016 zeigt, lagen zum 

Zeitpunkt der Untersuchungen in etwa mittlere Grundwasserverhältnisse vor. Aus der seit 1954 

beobachteten Grundwassermessstelle 16143 Emmering lässt sich eine Spiegeldifferenz zwischen 

einem mittleren und einem höchsten Grundwasserspiegel von ca. 1,6 m ableiten. Insofern kann 
ein Mittlerer Grundwasserspiegel (MW) bei 520,10 m ü. NN und ein Höchster Grundwasserspiegel 

(HW) bei 521,70 m ü. NN abgeschätzt werden. In Bezug auf die Planung möglicher 
Abdichtungsmaßnahmen wird üblicherweise noch ein Sicherheitszuschlag von 0,3 m 

berücksichtigt, so dass sich ein Bemessungswasserstand von 522,0 m ü. NN ergibt. Damit lässt sich 

eine Beeinflussung einer Baumaßnahme mit einem üblichen Kellergeschoss durch das 
Grundwasser ausschließen. Der Bemessungswasserstand liegt ca. 3,20 m unter der niedrigsten 

geplanten Geländeoberkante (525,20 m üNN) in den überbaubaren Bereichen. Die Kellersohle 

liegt bei einer üblichen Kellerhöhe von bis zu 2,40 m noch deutlich darüber.  
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3.8.  Gewässer  

Im Planungsgebiet sind keine Oberflächengewässer vorhanden. Es grenzt jedoch an das am 
05.05.1980 festgesetzte Überschwemmungsgebiet der Amper (HQ 100). Der Bereich der 

geplanten Bebauung liegt höher als dieses Überschwemmungsgebiet und wird sowohl durch die 

Schöngeisiger Straße als auch den Teil des Planungsgebiets, der sich im Landschaftsschutzgebiet 
befindet, von diesem getrennt.  

3.9.  Erschließung und Infrastruktur  

Verkehr 

Die Bebauung ist über einen straßenbegleitenden öffentlichen Grünstreifen direkt an die 

Senserbergstraße angebunden. Ein- und Ausfahrt liegen relativ nah an der Kreuzung mit der 

Schöngeisinger Straße. Somit ist eine direkte Anbindung an das örtliche und überregionale 

Straßennetz sichergestellt. Über die Schöngeisinger Straße besteht Richtung Osten ein Anschluss 

an das Stadtzentrum, im Westen ein Zugang zur Anschlussstelle „FFB-Buchenau“ der 
Bundesstraße 471.  

Der S-Bahnhaltepunkt Buchenau liegt etwa 800 m westlich des Planungsgebietes und ist über die 

Senserbergstraße und den Buchenauer Platz in ca. 1 km Wegstrecke erreichbar. 

Der bestehende Fuß- und Radweg entlang der Schöngeisinger Straße endet am nördlichen Rand 
des Planungsgebietes, Fußweg-Verbindungen verlaufen von hier aus Richtung Amper auf der 

Nordseite der Senserbergstraße bzw. im Norden mit der Möglichkeit die Bahnlinie zu Fuß oder per 

Rad in Richtung nördliche Buchenau zu unterqueren.  

In jeweils ca. 1 km Entfernung zum Planungsgebiet befinden sich mehrere Bushaltestellen (S-
Buchenau, Abt-Anselm-Straße, Fürstenfeld, etc.). Ab Dezember 2017 wird die Buslinie 820 FFB 

Hauptmarkt – Buchenau (S4) – Seefeld-Hechendorf (S8) in Dienst gestellt. Diese neue Buslinie 

führt durch die gesamte Senserbergstraße. Eine neue Haltestelle „Kiefernstraße“ wird in ca. 300 m 

Entfernung zum Planungsgebiet geschaffen. 

Die geplante Verlängerung des Gehweges entlang der Senserbergstraße, die Querungshilfe über 
die Schöngeisinger Straße in Richtung Amperauen, als auch die Einführung von Tempo 30 in der 

gesamten südlichen Buchenau werden Erreichbarkeit und Sicherheit des Planungsgebietes 
verbessern.  

Somit ist das Gebiet für alle Verkehrsmittel gut erschlossen.  

Soziale Infrastruktur, Nahversorgung  

In der direkten Umgebung des Planungsgebietes befinden sich keine Kinderkrippen. Der Caritas-

Kindergarten mit Krippe liegt nördlich des Schulzentrums West etwa 800 m Luftlinie entfernt. 

Der städtische Kindergarten „Villa Kunterbunt“ am Buchenauer Platz und der evangelische 

Kindergarten an der Gnadenkirche befinden sich westlich bzw. nördlich mit etwa 900 m 

Fußwegentfernung am nächsten zum Planungsgebiet. Die Eröffnung eines 3-zügigen 
Kindergartens ist für 2018 in 700 m Entfernung südlich der Senserbergstraße geplant. 

Das Schulzentrum West ca. 700 m nördlich des Planungsgebietes bietet Grund-, Mittel- und 
Gesamtschule sowie Hortangebote. Weiterführende Schulen befinden sich im Stadtgebiet und 

sind mit dem Fahrrad gut, mit öffentlichen Verkehrsmitteln bedingt erreichbar.  
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Das Planungsgebiet liegt fußläufig ca. 1 km östlich des Zentrums S-Bahn Buchenau/Geschwister-

Scholl-Platz. Hier sind fast alle Einkaufs- und Dienstleistungsangebote vorhanden. Die 

Nahversorgung wird durch eine Bäcker-Metzgerei an der Ecke Eschen-Senserbergstraße ergänzt. 

Insgesamt ist das Planungsgebiet auch für Familien mit Kindern sowie ältere Menschen gut als 
Wohnstandort geeignet.  

 
Abb.6   – Ausschnitt Schulsprengel und soziale Infrastruktur - ohne Maßstab 

 

Technische Infrastruktur:  

Der Abwasserkanal, Frischwasserleitungen und Strom liegen in der Senserbergstraße, enden 

jedoch kurz vor dem Geltungsbereich. Hier kann über den Grünstreifen zwischen Fahrbahn und 

Grundstücksgrenzen das Baugebiet erschlossen werden. Angesichts der Höhendifferenz zwischen 
bestehender und zu planender Entwässerung ist ein ausreichendes Gefälle nicht vorhanden. 

Durch die Frischwasserleitung sollte auch der Löschwasserbedarf gedeckt werden, dazu ist 

allerdings eine Anpassung der Wassermenge vorzusehen. Insgesamt ist das Planungsgebiet im 

planerischen Sinne erschließbar bzw. erschlossen.  
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3.10. Denkmalschutz  

Im Geltungsbereich oder in unmittelbar angrenzenden Flächen sind nach Denkmalliste des 
Bayerischen Landesamtes für Denkmalpflege derzeit keine Bau- oder Kunstdenkmäler vorhanden.   

In der Nähe des Planungsgebietes befindet sich außer den gesamten Klosteranlagen Fürstenfeld 
folgendes Baudenkmal:  

 D-1-79-121-76, ehem. Wasserstation und 1. Fürstenfeldbrucker Pumpenstation für zwei 

Brunnen, erdgeschossiger spätklassizistischer Pavillonbau mit Rundbogenfenstern und 

Walmdach 

Nach derzeitigem Stand sind keine Bodendenkmäler im Planungsgebiet bekannt. Das zu Tage 

treten von Bodendenkmälern im Rahmen der Bauausführung kann jedoch nicht mit Sicherheit 
ausgeschlossen werden. Bodendenkmäler und archäologische Bodenfunde unterliegen nach Art. 8 

DSchG der Meldepflicht. Derartige Funde sind dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege 

oder der Unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen.   

Aufgefundene Gegenstände und deren Fundorte sind bis zum Ablauf einer Woche nach dieser 
Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände 

vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.  

3.11. Schutzgebiete  

Im Planungsgebiet selbst sind keine kartierten Biotope vorhanden. Nördlich befindet sich jedoch 

ein Biotop zwischen Senserbergstraße (ab nördlicher Gehwegkante) und der Bahnlinie. Der 

östliche Teil des Baugrundstücks Fl.Nr. 1532/2 liegt ebenso wie die Schöngeisinger Straße im 

Landschaftsschutzgebiet „Mittlere Amper“ (ID LSG-00309.08). 

Etwa 100 m östlich des Planungsgebietes befinden sich das Naturschutzgebiet Amperauen (ID 

NSG-00511.01) und das Fauna-Flora Habitatgebiet Ampertal (ID 7635-301). Hinsichtlich des 

Vorkommens von europäisch und national geschützten Arten im Planungsgebiet wird auf Punkt 

7.2 dieser Begründung verwiesen.  

3.12. Vorbelastungen  

Altlasten  

Im Altlastenkataster des Landratsamtes Fürstenfeldbruck ist die Fläche des Planungsgebietes nicht 

als altlastengefährdeter Bereich verzeichnet, es sind zumindest keine Altlasten bekannt. Die 

Erfassung aller Altlastenstandorte im Landkreis Fürstenfeldbruck ist jedoch noch nicht 

abgeschlossen. Auch die vormalige Nutzung als Kiesgrube und das bisher durchgeführte 

Bodengutachten, ergänzt durch Baggerschürfe, lassen kein erhöhtes Altlastenrisiko erkennen.  

Schallimmissionen  

Wesentliche Geräuschquelle in der Umgebung ist der Verkehr, insbesondere die nördlich gelegene 

Bahnlinie München-Buchloe und die östlich gelegene Schöngeisinger Straße. Unter Ziff. 4.6 dieser 

Begründung wird der Immissionsschutz ausführlich behandelt. 
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4.  Planungsbericht - Ziele der Planung  

4.1. Ziele der Planung  

Ziel und Zweck der Bauleitplanung ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 

Entwicklung von neuen Wohnbauflächen im Sinne einer angemessenen Nachverdichtung und eine 
Abrundung der bebauten Flächen am Ortsrand zu schaffen. Die nachfolgenden Planungsziele 

sollen hierbei berücksichtigt werden:  

Städtebauliche Ziele  

 Schaffung eines Allgemeinen Wohngebietes mit 2-3-geschossigen Wohngebäuden  

 Weiterentwicklung des geltenden Bebauungsplanes Nr. 62 gemäß den heutigen 

Gegebenheiten und städtebaulichen Anforderungen 

 Abrundung und Gestaltung des nord-östlichen Ortseingangs der südlichen Buchenau ab der 
Kreuzung Schöngeisingerstraße – Senserbergstraße. 

 Nutzung von im Siedlungsbereich gelegenen, stadtnahen Brachflächen mit 
flächensparender, kompakter Siedlungsstruktur  

Grünordnerische Ziele  

 Gestaltung der Bebauung als in die Gehölzflächen des Landschaftsschutzgebietes und in 

den südlich angrenzenden bewachsenen Hang integrierte Nachverdichtung 

 Weitgehende Erhaltung des vorhandenen Grünbestands, Vermeidung einer 

Beeinträchtigung des Landschaftsschutzgebietes  

 Großzügige Eingrünung des Planungsgebiets  

Planungsziele im gesamtstädtischen Kontext  

Die Planungsabsichten stehen zumindest teilweise im Einklang mit dem aktuell geltenden 
Flächennutzungsplan, gehen aber über die Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplans 

hinaus. Die bestehende Bebauung am Vogelbeerweg, an der Senserberg- und an der 

Kirschbaumstraße bildet hier eine städtebauliche Lücke die durch die im Bebauungsplan 

vorgesehenen, reihenförmig angeordneten drei Baukörper geschlossen wird. Die umliegenden 

Straßen werden nicht durch den Zufahrtsverkehr der neuen Bebauung belastet. 

4.2.  Bebauungsplankonzept   

4.2.1. Städtebauliches Konzept  

Das erste Planungskonzept wurde von einem Architekturbüro auf Veranlassung des privaten 

Grundstückseigentümers entwickelt. Die Weiterentwicklung, vor allem unter Berücksichtigung der 

städtischen Belange, fand in regelmäßiger Abstimmung mit der Stadt Fürstenfeldbruck statt. Im 

weiteren Verlauf der Planungen wurde auch ein Büro für Landschaftsarchitektur eingebunden und 

mit der Entwicklung der Grundlagen des Grünordnungsplanes beauftragt. 

In Anlehnung an den bewaldeten Hang im Süden und das Landschaftsschutzgebiet im Osten sowie 
die bestehende Bebauung im Süden und Westen, sollen leicht verschwenkte Baukörper 

entstehen, die weitgehend von privaten Gärten umschlossen werden, um eine geschützte Mitte 

zu schaffen. Die drei geplanten Baukörper sind entlang des Landschaftsschutzgebietes aufgereiht 
und schotten sich zur Schöngeisinger Straße hin ab. Die grundsätzlich dreigeschossig möglichen 



  

S e i t e 16  Bebauungsplan Nr. 62/1 „Östliche Senserbergstraße“  

  Fassung vom 28.11.2017  

Gebäude sind traufseitig auf zwei Geschosse abzutreppen. Die dadurch entstehende 

Rückstaffelung, die gleichzeitig die Anordnung von Dachterrassen ermöglich, führt zu einer 

städtebaulich homogenen Einbettung der Baukörper in die umgebende Bebauung und in das nach 

Süden hin ansteigende Hanggelände.  

Das gesamte Areal wird zur Schaffung eines gleichmäßigen Geländeabfalls leicht angehoben. Die 

Übergänge der Plateaus markieren die Abgrenzung zwischen privaten und gemeinschaftlichen 

Bereichen der Gebäude untereinander und werden in das umgebende Gelände eingebettet.  

Zur Senserbergstraße hin soll der nördliche Baukörper den fehlenden Ortseingang markieren und 

die südliche Buchenau im Kreuzungsbereich baulich abschließen. Die Innenentwicklung ist mit den 
Erweiterungen und Nachverdichtungen an dieser Stelle abgeschlossen. Dieser Ortsabschluss muss 

durch eine Anpassung bzw. Berichtigung des Flächennutzungsplanes verbindlich werden. 

4.2.2. Grünordnerisches Konzept  

Die Freianlagen verbinden durch ihre weitgehende Ost-West-Ausrichtung die bestehenden Gärten 
der umliegenden Bebauung mit dem bewaldeten Landschaftsschutzgebiet. Sie sollen als 

kleinteilige Privatgärten angelegt werden, die mit den dazugehörigen Wohnungen in direkter 

Verbindung stehen. Die Abgrenzung privater Freibereiche soll durch lebendige Flechtzäune, 

grobmaschige Drahtzäune und ergänzende Strauchpflanzungen erfolgen. Stark trennende 

Abgrenzungen, wie geschnittene Hecken oder Staketenzäune, sind aus Rücksicht auf den offenen 
Charakter auszuschließen.  

Im Südwesten liegt ein für die künftige Bebauung im Planungsgebiet gemeinschaftlich nutzbarer 

Spielplatz. Soweit es unter Berücksichtigung anderer Nutzungsanforderungen möglich ist, wird die 

bestehende Vegetation erhalten.  

4.2.3. Art der baulichen Nutzung  

Als Weiterentwicklung der westlich und südlich angrenzenden Allgemeinen Wohngebiete und der 
besonders für das Wohnen geeigneten zentralen und überwiegend gut erschlossenen Lage wird 

das Baugebiet als Allgemeines Wohngebiet nach § 4 BauNVO festgesetzt.  

Wegen der räumlich überschaubaren Größe der Entwicklung und der Lage werden die nach § 4 

Abs. 2 Nr. 2 BauNVO allgemein zulässigen, der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- 
und Speisewirtschaften sowie nicht störenden Handwerksbetriebe ausgeschlossen. Aus eben 

diesen Gründen werden auch die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 

generell ausgeschlossen.  

4.2.4. Maß der baulichen Nutzung  

Das Maß der baulichen Nutzung und die Lage der Baukörper werden definiert durch:  

 die überbaubare Grundstücksfläche (Bauräume), 

 maximal zulässige Grundfläche und maximal zulässige Überschreitungen der Grundfläche 

durch Terrassen und Balkone, durch Nebenanlagen, Zuwege und Zufahrten sowie durch 
Garagen und Stellplätze , 

 maximal zulässige Überschreitung der Grundfläche durch unterbaute Flächen, 

 maximal zulässige Geschossfläche, 

 maximal zulässige Wandhöhen und maximale Oberkanten über Normalnull für die 
Wandhöhen, 

 maximal zulässige Firsthöhen über Normalnull. 
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Maximal zulässige Grundfläche  

Die maximal zulässige Grundfläche ist je Bauraum einzeln festgesetzt. So soll eine möglichst 
präzise Verteilung der Baumasse ermöglicht werden, die auch die Umsetzung der 

Gebäudekubaturen zulässt, die Anlass der Planung waren. Die planerische Grundidee ist eine 

Optimierung aus möglichst dichter und flächenschonender Bebauung in Kombination mit der 
Einbindung in die Umgebung und dem angestrebten Ortseingangs- bzw. 

Ortsabrundungscharakter. Gleichzeitig ist sie eine sinnvolle und klare Abgrenzung zum 
Landschaftsschutzgebiet.  

Überschreitungen  

Der gesamte Geltungsbereich umfasst eine Fläche von 7.811 m², davon dienen 1.280 m² als 

öffentliche Verkehrsflächen mit begleitenden Gehwegen und Grünstreifen. Die private, in einem 

Teilbereich bebaubare Flur.Nr. 1532/2 hat eine Gesamtfläche von 6.531 m². Nach Abzug der im 

Landschaftsschutzgebiet liegenden Fläche (2.252m²) und des Eigentümerwegs (328 m²) verbleibt 

ein Nettobauland von 3.951 m². 

Durch die Herausnahme der Terrassen und Balkone aus der eigentlichen Grundfläche, kann diese 

auf die raumbildenden Elemente reduziert und so die Bebauung präziser fixiert werden.   

Um an das Gebäude angebaute Terrassen und Balkone dennoch zu berücksichtigen, sind sie – wie 

auch die Nebenanlagen, die Eingangsbereiche, Zuwegungen, Zufahrten sowie die oberirdischen 

Stellplätze, Garagen und die Tiefgarage – im Rahmen einer gesonderten Überschreitungsvorschrift 

geregelt. Die insoweit zulässige Gesamtüberschreitung von 985 m² führt unter Berücksichtigung 

der zulässigen Gesamtgrundfläche für die Hauptgebäude (WA 1 bis WA 3) von 905 m² zu einer 

Gesamtgrundflächenzahl (GR + Überschreitungen) von 0,48. Diese wiederum ermöglicht zum 

einen eine möglichst gute Durchgrünung des Gebiets und trägt gleichzeitig den 
Nutzungsansprüchen an diesen städtischen Bereich Rechnung.  

Um die notwendigen Stellplätze ortsbildverträglich und flächensparend unterzubringen, sind sie 
überwiegend in Mehrfach-Parkern und in einer Tiefgarage vorgesehen. Es sind auch insgesamt 8 

Freistellplätze festgesetzt. Auf Grund des gemäß Stellplatzsatzung angenommenen 
Stellplatzbedarfes ist für die Garagen und Tiefgaragen inklusive deren Zufahrt – und in Bezug auf 

die Tiefgaragenzufahrt über die sonstige Überschreitungsmöglichkeit für Zuwegungen und 

Zufahrten hinaus – eine Überschreitung der Grundfläche um 220 m² zulässig. 

Um die Stellplätze, Garagen und die Tiefgarage anzufahren, wird ein Erschließungsweg 

geschaffen. Dieser dient größtenteils gleichzeitig als Anrückweg und Aufstellfläche für die 
Feuerwehr. Der Weg wird als öffentliche Verkehrsfläche in Form eines öffentlich gewidmeten 

Eigentümerwegs festgesetzt. Damit ist eine Benutzbarkeit durch jedermann sichergestellt.  

Die oben ermittelte Gesamt-GRZ von 0,48 hält die Obergrenze nach § 17 BauNVO i. V. m. § 19 

Abs. 4 BauNVO für Allgemeine Wohngebiete von insgesamt 0,6 (0,4 + 50 % Überschreitung) ein. 
Die GRZ ohne die Anlagen nach § 19 Abs. 4 BauNVO beträgt inklusive der zulässigen Flächen für an 

die Gebäude angebaute Terrassen und Balkone 0,28. Diese liegt somit ebenfalls deutlich unter 

dem nach § 17 BauNVO zulässigen Wert von 0,4.  

Da die zulässigen Überschreitungen der Grundfläche für die Hauptgebäude (mit angebauten 

Terrassen und Balkone, § 19 Abs. 2 BauNVO) mit Anlagen nach § 19 Abs. 4 BauNVO durch 

detaillierte Quadratmeterangaben festgesetzt sind, ist eine weitergehende Überschreitung nach § 

19 Abs. 4 BauNVO stets ausgeschlossen.  
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Geschossfläche  

Um die Nutzungsintensität des Baugebietes und somit die potenzielle Anzahl der Einwohner und 
den daraus entstehenden Verkehr präziser steuern zu können, ist neben der zulässigen 

Grundfläche die Geschossfläche festgesetzt. Sie beträgt 2.365 m² für das gesamte Allgemeine 

Wohngebiet (WA 1 bis WA 3) und ist ebenfalls für jeden der drei Bauräume einzeln festgesetzt, da 
sie sowohl die räumlich wirksame Kubatur steuern, als auch für die gesamtheitliche 

Nutzungsintensität herangezogen werden kann.  

Aus diesen Festsetzungen ergeben sich folgende Kennwerte für das Gesamtgebiet:  

Netto-
bauland  

GR Haupt-
gebäude/ 
GR Haupt-
gebäude mit 
Terrassen & 
Balkonen  
(§ 19 Abs. 2 
BauNVO):  

GRZ 1 
(mit 
Terrasse
n & Bal-
konen):  

GR alle 
Nebenanla
gen i.S.v. § 
19 Abs. 4 
BauNVO 

GRZ 2 (zulässige 
Gesamtversiege-
lung – Haupt-
gebäude mit 
angebauten 
Terrassen und 
Balkone und allen 
Nebenflächen)  

GF 
zulässig:  

Entspri
cht 
GFZ:  

3.951 m² 905/1.090 m² 0,28  800 m² 0,48 (1.890 m²) 2.365 m² 0,60 

Diese Kennwerte beachten die Obergrenzen des § 17 Abs. 1 BauNVO für Allgemeine Wohngebiete 

(WA) durchgängig. 

Höhenentwicklung  

Die Höhenentwicklung orientiert sich an der umliegenden Bebauung. Die maximal 3-geschossigen 

Gebäude mit den traufseitigen Abtreppungen passen sich der umgebenden, weitaus höher im 

Gelände liegenden Bebauung mit 1-2 Geschossen und voluminösem Satteldach an. 

Durch die Festsetzung einer absoluten Oberkante bei den Wandhöhen der Gebäude über Normal 

Null und der Firsthöhen über Normal Null lässt sich die Höhenentwicklung und somit die 

Einbindung in die Umgebung unabhängig etwaiger Abgrabungen oder Aufschüttungen regeln. Die 

Überschreitungsmöglichkeiten dieser Wandhöhen durch offene Geländer (Absturzsicherung) soll 

auf den zweigeschossigen Gebäudeteilen das Errichten von Dachterrassen ermöglichen.  

Mit der zusätzlichen Festsetzung von Wandhöhen über dem neuen, festgesetzten und insoweit 

auch herzustellenden Gelände wird sichergestellt, dass, soweit von den noch zulässigen 

Abgrabungsmöglichkeiten Gebrauch gemacht wird, keine in ihrer optischen Wirkung überhohen 

Gebäude entstehen. Die maximal zulässigen Vollgeschosse sind bei üblicher Geschosshöhe mit 

den festgesetzten Wandhöhen möglich.  

Bauräume  

Die aus Baugrenzen gebildeten Bauräume orientieren sich an den maximal zulässigen 

Grundflächen für die Hauptgebäude zzgl. eines planerischen Spielraums von 1 m in alle 

Richtungen mit Ausnahme zum Landschaftsschutzgebiet. Dadurch soll dem Schärfegrad der 

Bauleitplanung entsprechenden Veränderungen im Rahmen der weiteren Konkretisierung der 
Planung Rechnung getragen werden. 

Um die Bauräume möglichst präzise fassen zu können und dennoch wohnwertsteigernde 
Terrassen, Balkone oder zur Belichtung bzw. Entrauchung notwendige Lichtschächte bzw. 
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Lichtgräben zu ermöglichen, dürfen diese Baugrenzen entsprechend der Festsetzungen 

überschritten werden. 

4.2.5. Dächer  

Angesichts der aus der Planung entstandenen Baukörper und um die Einbettung der Bebauung 
durch überhöht wirkende Dächer nicht zu gefährden, sind ausschließlich flach geneigte Dächer mit 

einer Neigung bis zu maximal 15° zulässig. Um den Niederschlagswasserabfluss zu bremsen, die 
dezentrale Versickerung zu erleichtern und zur Klimaverbesserung sind Flachdächer (bis 5°) von 

Hauptgebäuden als Gründächer auszuführen.  

Auf den Gebäudeteilen mit maximal 2 Vollgeschossen sind Dachterrassen zulässig. So sollen 

möglichst viele Wohnungen direkt über Außenbereiche verfügen. Terrassen- und 

Balkonüberdachungen machen diese besser nutzbar. Um die Kubaturen der Hauptbaukörper nicht 

zu prägen, dürfen sie nur geschlossen werden, wenn dies aus schallschutztechnischen Gründen 

zwingend erforderlich ist. Durch transparente oder transluzente Ausführung treten sie nur 

untergeordnet in Erscheinung. 

Dachaufbauten sind nur bis zu einer Höhe von 1,5 m über der Oberkante der Dachhaut zulässig 

und müssen mindestens um deren Höhe von der Trauf- bzw. Giebelkante zurückspringen 

(Sichtfeld 45°) um deren optische Wirkung zu minimieren. 

Um die Nutzung regenerativer Energien zu ermöglichen und zu fördern sind auf Dächern 

Photovoltaik- und Solarthermie-Anlagen grundsätzlich zulässig. Dies gilt auch, wenn hierdurch ggf. 

keine vollflächige Dachbegrünung hergestellt werden kann.  

4.2.6. Zu- und Ausfahrt, Stellplätze, Tiefgaragen und Fahrradabstellplätze 

Zu- und Ausfahrt zur Wohnbebauung über den öffentlich gewidmeten Eigentümerweg sind aus 

Gründen der Verkehrssicherheit getrennt, um den teilweise ungünstigen Sichtverhältnissen in der 

Kurve und der Nähe zur Kreuzung entgegenzuwirken. Um Ortsbildverträglichkeit und 
Flächeneinsparung zu gewährleisten, sind die meisten Stellplätze in Tiefgaragen bzw. einer 

Gemeinschaftsgarage untergebracht.  

Sechs der acht oberirdischen Stellplätze sind direkt an der nördlich von der Senserbergstraße 

einmündenden Grundstückszufahrt in kleinen Gruppen (2-4) in den Randbereichen zur westlichen 
Böschung bzw. zum nördlichen Waldrand hin angeordnet. So bleibt auch mit diesen Stellplätzen 

die gewünschte städtebauliche Wirkung des Ortseingangsgebäudes gewährleistet. Durch die 

oberirdische Anordnung dieser Stellplätze soll eine praktikable Lösung für Besucher angeboten 
werden, die bei geringem Flächenverbrauch straßennah parken können, ohne mit ihren 

Fahrzeugen tiefer in das Grundstück einfahren zu müssen.  

Damit das Baugebiet möglichst autofrei gehalten werden kann, soll eine Tiefgaragenzufahrt 

zulässig sein. Auf Grund deren Lage zwischen dem 2. und 3. Bauraum ist sie von der 
Senserbergstraße aus nicht sichtbar, sie bleibt den Bewohnern vorbehalten. 

Angesichts der Niederschlagswasserproblematik wegen der Hanglage und um ein Eindringen von 

Wassermassen bei Starkregenereignissen zu verhindern, müssen Aufstauungen verhindert und 

entsprechenden Gefälle von Rampen weg sichergestellt werden. Daher liegt die Einfahrtshöhe der 

Tiefgaragenrampe bei 526,6 m über Normalnull.  
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Zur Wahrung einer angemessenen Bepflanzung der Tiefgarage und um den Abfluss von 

Niederschlagswasser zu verringern bzw. zu verzögern, ist auf der Tiefgarage eine durchwurzelbare 

Substratüberdeckung von im Mittel 0,50 m zu gewährleisten.  

In den Randbereichen zu den Gebäuden (bis zu einem Abstand von 1,5 m zu den aufgehenden 
Gebäudewänden) ist, um die thermische Trennung zwischen Tiefgarage und Haus zu 

gewährleisten, eine Flankendämmung auf der Tiefgaragendecke notwendig. Da im Randbereich zu 

den Häusern die Bepflanzungsmöglichkeiten ohnehin eingeschränkt sind (keine Bäume und 
Sträucher) kann die Mindestüberdeckung hier zu Gunsten der Flankendämmung auf 0,40 m 

reduziert werden.  

Um den Gehölzcharakter zu erhalten und dennoch ausreichend überdachte Fahrradstellplätze zur 

Verfügung zu stellen, können diese auch in der Tiefgarage untergebracht werden. Nebenanlagen 
für Müll und Fahrräder werden den Hauptgebäuden zugeordnet, um eine benutzerfreundliche 

Lage zu ermöglichen.  

Es gelten im gesamten Planungsgebiet die Satzungen der Großen Stadt Fürstenfeldbruck für die 

Erstellung von Stellplätzten, Garagen und Abstellplätzen für Fahrräder.  

4.2.7. Nebenanlagen, Zufahrten, Stützmauern und Einfriedungen  

Zur Wahrung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung, insbesondere um den angestrebten 
offenen und waldartigen Charakter des Planungsgebietes zu erhalten, sind Nebenanlagen im 

Sinne des § 14 BauNVO außerhalb der Bauräume grundsätzlich unzulässig. 

Davon ausgenommen sind wegen ihrer Funktion für das planerische Konzept unbedingt 

notwendige Anlagen. Dies sind Zuwegungen, überdachte und nicht überdachte Abstellplätze für 

Fahrräder und Müllbehälter, Absturzsicherungen, Tiefgaragenentlüftungen bis 0,60 m Höhe, 
Anlagen für die Entwässerung von Niederschlags- und Schmutzwasser, Spielgeräte und Bänke. 

Diese Anlagen haben auf Grund ihres Wesens auch eine weniger ausgeprägte räumliche Wirkung.  

Angesichts der Höhenunterschiede zwischen bebauten und unbebauten Grundstückteilen sind 

Stützmauern nicht ganz zu vermeiden und entsprechend in der Planzeichnung festgesetzt. Um 
deren trennende Wirkung zu minimieren, sind sie in größerem Umfang jedoch nur entlang der 

Grenze zum Landschaftsschutzgebiet und zur bestehenden Wohnbebauung Senserbergstraße 1 

hin zulässig, da sie hier zur sinnfälligen Ausführung der im Rahmen des Festsetzungen zulässigen 
Geländemodellierungen unvermeidbar sind. 

Darüber hinaus sind Stützmauern nur bis max. zu 0,80 m zulässig, um die unterschiedlichen 
Höhenniveaus im Bereich der einzelnen Gebäude abfangen bzw. um das neu zu modellierende 

Gelände herstellen zu können. Stützmauern, die dem Abstützen zulässiger Abgrabungen dienen, 
sind schon aus ihrer Funktion heraus in dem Umfang zulässig, wie die abzustützende Abgrabung.  

Die Höhe der Stützmauer bezieht sich auf die freistehende Wand. 

Ebenfalls von diesem generellen Verbot von Nebenanlagen ausgenommen sind Kinderspielgeräte 

innerhalb des dafür vorgesehenen Bereichs. Sie müssen wegen Ihrer Nutzung, insbesondere für 
Kleinkinder, im unmittelbaren Wohnumfeld vorhanden sein. Durch die Anordnung im hinteren 

Grundstücksteil am südwestlichen Ende des Baugrundstücks wird ein potenzieller Konflikt mit ein- 
und ausparkenden Fahrzeugen vermieden.  

Auf Grund der Nähe zu den Amperauen und zu bewaldeten öffentlichen Sport- und Spielflächen 
östlich der Schöngeisinger Straße und nördlich der Bahnlinie sind in direktem Zusammenhang mit 
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der Bebauung nur die Spielmöglichkeiten für Kleinkinder notwendig. Für diese ist eine 

Spielplatzfläche von mindestens 110 m² herzustellen.  

Um einerseits ein Minimum an Privatsphäre in den privaten Gartenbereichen, andererseits aber 

den offenen Charakter der Anlage und somit das städtebauliche Gesamtkonzept der Öffnung zur 
umliegenden Landschaft zu gewährleisten, sind Einfriedungen, insbesondere Sichtschutzwände 

und Ähnliches im gesamten Geltungsbereich nur beschränkt zulässig. Gleichzeitig können 

Gartenhäuschen, die in festgelegten Bereichen mit einer maximalen Grundfläche von 6 m² 
zugelassen sind, zum Sichtschutz beitragen. 

Um eine reibungslose Abfuhr der Müllcontainer zu ermöglichen, sind Flächen für Müllbehälter so 
vorzusehen, dass durch diese bzw. bei Abholung der Müllbehälter die Ein- und Ausfahrt bzw. der 

Fußgängerverkehr nicht behindert wird. Eine temporäre Müllabholfläche darf nur befestigt 
werden, um die Müllcontainer während des Tages der Müllabholung temporär sicher abzustellen. 

Sie soll straßenseitig angeordnet werden. Ihre Einhausung bzw. Überdachung ist in Anbetracht 

des Zwecks solcher Flächen und des Ortsbilds nicht zulässig. 

4.2.8. Aufschüttungen und Abgrabungen  

Um trotz des relativ abschüssigen Geländes die Schaffung von Bauräumen sinnvoll zu 

ermöglichen, wird das Gelände insgesamt angehoben, die Geländeoberkante wird in diesem 

Zusammenhang neu festgesetzt. Maßgeblich ist insoweit die Anlage 1 zum Satzungstext, in dem 
der Verlauf der neuen Geländeoberkante rot dargestellt ist. Abgrabungen und Aufschüttungen, 

die zur Herstellung dieser neuen Geländeoberkante erforderlich sind, sind somit stets zulässig. Im 

Übrigen sind Aufschüttungen und Abgrabungen im Planungsgebiet grundsätzlich auf eine 

maximale Höhe von 0,3 m beschränkt und dürfen nicht direkt aneinandergrenzen. Durch diese 

Beschränkung der Aufschüttungen und Abgrabungen sollen überhöhte Plateaus und die räumliche 

Trennung des Planungsgebietes von der Umgebung vermieden werden. 

In den Bereichen, in denen Aufschüttungen ohne Stützmauer vorgenommen werden, 

gewährleistet ein Böschungsverhältnis von 1 zu 2 (Höhe zu Länge) einen möglichst weichen 

Übergang der Aufschüttung in die umgebenden niedrigeren Bereiche. Auch sind Böschungen mit 

einem Neigungswinkel von 1 zu 2 ohne weiteres zu pflegen.  

4.2.9. Abstandsflächen  

In der Planzeichnung und durch textliche Festsetzungen werden für die Bauteile Bauräume, 

Wand- und Firsthöhen sowie die maximale Anzahl der Geschosse festgesetzt. Diese Festsetzungen 

stellen die maximal mögliche Bebauung im Planungsgebiet dar. 

Die Abstandsflächentiefen gem. Art. 6 Abs. 5 Sätze 1 und 2 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) 
finden keine Anwendung, da durch die Festsetzungen im Bebauungsplan das Nutzungsmaß 

abschließend definiert ist (Art. 6 Abs. 5 S. 3 Halbsatz 1 BayBO). Dennoch werden diese zur 

Überprüfung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse hilfsweise betrachtet. 

Für Allgemeine Wohngebiete beträgt die Abstandsflächentiefe grundsätzlich 1 H, mindestens 

jedoch 3,0 m. 1 H werden nach Südosten hin im gesamten Vorhabengebiet eingehalten. Nach 

Nordwesten hin können bei zentraler Anordnung der Baukörper innerhalb der Bauräume die 

Gebäude in den Bauräumen 1 und 3 ebenfalls die vollen Abstandsflächen einhalten. Soweit die 

Baukörper so in den Bauräumen verschoben werden, dass sie die Bauräume vollständig 

ausnutzen, sind die Überschreitungen in diesen Bauräumen auf die nordwestlichen 

Nachbargrundstücke Fl.Nrn. 1532/12 und /13 so geringfügig, dass dadurch keine wesentliche 
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Beeinträchtigung der Belichtung und Belüftung bzw. des Sozialabstandes erfolgt. Bei Anwendung 

des Schmalseitenprivilegs müssten diese Nachbarn eine deutlich nähere Bebauung hinnehmen, 

als es nach den Festsetzungen des Bebauungsplans möglich ist. Hinzu kommt, dass der Bauraum 3 

gegenüber dem nördlichen Nachbargebäude Fl.Nr. 1532/13 so gedreht ist, dass sowohl die 

Nordost- als auch die Nordwestfassade eines darin errichteten Gebäudes von dem 
Nachbargrundstück weg verläuft. Der Bauraum 1 befindet sich in einem Bereich, in dem das 

nordwestliche Nachbargrundstück Fl.Nr. 1532/12 weder bebaubar noch mit Gartenflächen 

nutzbar ist. Beides ist durch den insoweit maßgeblichen Bebauungsplan der Stadt 
Fürstenfeldbruck Nr. 62 „Baugebiet zwischen Schöngeisinger-, Senserberg- u. Buchenstraße“ 

ausgeschlossen. 

Das Gebäude im Bauraum 2 hält zwar eine Abstandsflächentiefe von 1 H nach Nordwesten hin 

nicht ein, zumindest aber eine Abstandsflächentiefe von H/2. Damit ist im Hinblick auf das 

Schmalseitenprivileg für den nordwestlichen Nachbarn Fl.Nr. 1532/13 immer noch eine 

ausreichende Belichtung und Belüftung sowie ein hinreichender Sozialabstand gegeben. Noch 

dazu ist der Bauraum 2 gegenüber diesem Nachbargebäude so versetzt ist, dass nur eine 

Freifläche betroffen ist, die nicht einmal eine Garten-, sondern nur eine sonstige Nebenfläche ist. 

Eine anderweitige Nutzung auf den Nachbargrundstücken Fl.Nrn. 1532/12 und /13 ist an dieser 

Stelle nicht möglich. Der Bebauungsplan der Stadt Fürstenfeldbruck Nr. 62 „Baugebiet zwischen 

Schöngeisinger-, Senserberg- u. Buchenstraße“ schließt das ebenfalls aus. 

Auch zwischen den Gebäuden im Planungsgebiet verbleibt unter Berücksichtigung der 
Bauraumgrenzen stets ein ausreichend Abstand. Alle Gebäude können nach Südwesten hin 1 H 

einhalten. Für das Gebäude im Bauraum 1 gilt das auch nach Nordosten hin. In den Bauräumen 2 
und 3 können die Gebäude bei zentraler Anordnung in den Bauräumen nach Nordosten hin 

mindestens H/2, überwiegend aber deutlich tiefere Abstandsflächen einhalten, ohne dass sich 

diese mit der vollen Abstandsflächentiefe (1H) der jeweils gegenüberliegenden Außenwand des 

Nachbargebäudes (südwestliche Außenwand) überdecken. Selbst wenn man die Gebäude im 

Planungsgebiet unter Ausnutzung der Bauraumgrenzen maximal zusammenschieben würde, 

würde zwischen diesen stets eine Abstandsflächentiefe verbleiben, die größer ist als die maximal 

zulässige Wandhöhe eines Gebäudes. Damit ist an den sich gegenüberliegenden Fassaden stets 

ein Mindestlichteinfallswinkel für Aufenthaltsräume von 45 Grad sichergestellt. 

4.2.10. Gestaltung 

Aus schallschutztechnischen Gründen kann es erforderlich sein, dass Balkone bzw. Terrassen 

geschlossen ausgeführt werden müssen. In diesen Fällen soll eine solche Ausführung so wenig wie 

möglich in Erscheinung treten, damit die Grundstruktur der Baukörper nach außen hin erhalten 
bleibt. Daher wird nur eine transparente bzw. transluzente Ausgestaltung zugelassen. 

Da die Gebäude an dieser Stelle künftig den Ortsrand abschließen, soll die Materialität der 
Fassaden, die die Ansicht eines Gebäudes maßgeblich prägen, vorgegeben werden. So kann ein 

städtebaulich harmonischer Übergang mit der freien Landschaft ohne gestalterische Störeffekte 

geschaffen werden. Daher werden bei der Fassadengestaltung die einsetzbaren Bau- und 
Werkstoffe festgesetzt. Aspekte des Klimaschutzes und der Energiebilanz sind weitere Gründe für 

derartige Beschränkungen. 
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4.3. Erschließungskonzept 

Verkehrliche Erschließung  

Für den motorisierten Individualverkehr wird das Planungsgebiet von der Senserbergstraße von 

Norden aus erschlossen. Um dies verkehrssicher zu ermöglichen, ist eine getrennte Ein- bzw. 
Ausfahrt erforderlich. Diese erfolgt über den Gehweg und den verbleibenden öffentlichen 

Grünstreifen. Die Straßenverkehrsfläche wird bis zur Grenze der eigentlichen Baugrundstücke 

festgesetzt und bis in den Einmündungsbereich der Schöngeisinger Straße verlängert, um die 
Anbindung des Gehwegs auch hier zu sichern.  

Auf Grund der Unterbringung der Stellplätze (mit Ausnahme von Stellplätzen im Bereich der 
Zufahrt) in Gemeinschaftsgaragen mit definierter Lage der Ein- und Ausfahrten ist innerhalb des 

Planungsgebietes lediglich eine interne Erschließungsstraße für den motorisierten 

Individualverkehr nötig. Diese dient gleichzeitig als Aufstellfläche für die Feuerwehr. Sie wird bis 

auf Höhe der südlichen Bauraumgrenze des WA 2 als öffentlich gewidmeter Eigentümerweg 

festgesetzt, um für die Zukunft eine ausreichende Erschließung des WA 3 sicherzustellen, auch 

dann, wenn dieses künftig ggf. ein eigenes Flurstück bildet. 

Südlich der Senserbergstraße gibt es heute auf Höhe des Planungsgebiets keinen Gehweg. Der 
insoweit westlich des Planungsgebiets bis zu diesem hin bestehende Gehweg soll deshalb im 

Rahmen dieser Bauleitplanung so verlängert werden, dass er kurzfristig die Erschließung der 
künftigen Wohngebäude im Planungsgebiet für Fußgänger sichert und langfristig den Ausbau 

weiterer Verbindungen ermöglicht.  

Der nördlich an die Verkehrsfläche „Senserbergstraße“ angrenzende Weg wird in Verlängerung 

des Bestandes als „Geh- und Radweg“ festgesetzt.  Der südlich an die Verkehrsfläche 

„Senserbergstraße“ angrenzende Gehweg wird ab seinem derzeitigen Ende an der Zufahrt zu den 
Garagen auf Flurnummer 1532/12 in Verlängerung des Bestandes und angesichts des Gefälles im 

Bereich des Planungsgebiets als reiner Gehweg festgesetzt. Im Hinblick auf mögliche Änderungen 

im Kreuzungsbereich mit der Schöngeisinger Straße und auf Anschlüsse in Richtung Amperauen 
wird der Gehweg bis zur Landschaftsschutzgebietsgrenze vorgesehen. 

Brandbekämpfung  

Der Feuerwehrangriff kann von Norden über die neue Zufahrt von der Senserbergstraße aus 

erfolgen. Die Verkehrsfläche im Nordosten ist so ausgeformt, dass die entsprechenden 

Schleppkurven eingehalten werden und am Ende dieser eine ausreichende Aufstellfläche zur 

Verfügung steht. Daher kann ein kurzes Stück Stützmauer wie in der Planzeichnung festgesetzt 

ausnahmsweise bis an die Landschaftsschutzgebietsgrenze herangebaut werden. Die nördliche 

Erweiterung des Eigentümerwegs ist auch als Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung 

„Fläche für die Feuerwehr“ festgesetzt. Dadurch wird eine ausreichende Aufstell- bzw. 
Bewegungsfläche für die Feuerwehr sichergestellt. Somit kann das gesamte Baugebiet innerhalb 

einer Lauflänge von weniger als 50m abgedeckt werden (vgl. Art. 5 Abs. 1 BayBO).  

Die Höhenfestsetzungen in Verbindung mit den zulässigen Aufschüttungen lassen voraussichtlich 

eine Rettung mit Steckleitern zu. Der konkrete Nachweis der Rettungswege ist jedoch im Rahmen 
des Bauantrags zu führen. 

Für die Löschwasserversorgung stehen zwar in der Senserbergstraße Wasserleitungen zur 
Verfügung, diese müssen jedoch verlängert werden um auch den südlichen Rand des 
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Geltungsbereichs abzudecken. Die Notwendigkeit neuer Hydranten ist eindeutig, die Eignung 

bestehender Leitungen ist bis zum Bauantrag zu klären.  

Sonstige Infrastruktur  

Der Anschluss an Telekommunikation, Abwasser, Frischwasser und Strom kann voraussichtlich nur 
aus der Senserbergstraße erfolgen. Die Netze müssen im Zuge der Baumaßnahmen entsprechend 

verlängert werden. Das ist aber grundsätzlich möglich.  

4.4. Grünordnung  

Grundsatz des Bebauungsplans ist der Erhalt von möglichst viel bestehender Vegetation. Unter 
Abwägung mit den Erfordernissen der Bauräume, der Erschließung, der Belichtung und des 

Brandschutzes muss jedoch Vegetationsbestand entfernt werden. 

Der Baumbestand entlang der Erschließung, am südlichen Hang und im Bereich der Bauräume 

muss zusammen mit bereits abgestorbenen Bäumen beseitigt werden. Darüber hinaus sollen 
insbesondere Laubbäume und Kiefern erhalten bleiben und werden als „zu erhaltende 

Einzelbäume“ festgesetzt.  

Im Osten des Planungsgebietes befindet sich waldartiger Bewuchs der sich auch am südlichen 

Hang fortsetzt. Um neben den eigentlichen Bauvorhaben mit Nebenanlagen und Wegen des 

Allgemeinen Wohngebiets auch gesunde Belichtungsverhältnisse zu schaffen, kann nicht 

ausdrücklich festgesetzter Bewuchs außerhalb des Landschaftsschutzgebiets ausgelichtet werden. 

Der Baumbestand im Landschaftsschutzgebiet bleibt komplett erhalten.  

Um Erosion und negativen Auswirkungen auf das Ortsbild vorzubeugen, sind alle nicht bebauten 

bzw. unversiegelten Flächen zu begrünen und zu bepflanzen. Dies soll entsprechend dem 
angestrebten, zwischen „Waldgrün“ und „Stadtgrün“ vermittelnden Gesamtcharakter erfolgen.  

Ebenfalls um diese verbindende Funktion zu gewährleisten, sind private Gartenanteile 

untereinander und gegenüber gemeinschaftlichen und öffentlichen Flächen ggf. (neben 

Drahtzäunen) nur durch lebende Flechtzäune oder Sträucher/ Gräser und Staudenpflanzungen 

abzutrennen. Formschnitthecken sowie insbesondere Thujenpflanzungen sind unzulässig.  

Im Bereich der Fläche mit Bindungen für Bepflanzungen ist je angefangene 10 m² ein Strauch 

gemäß Pflanzliste zu pflanzen, um neben dem dauerhaft zu erhaltenden Baumbestand durch eine 

niederwüchsige flächige Strauchbegrünung eine ausreichende Hangsicherung zu gewährleisten. 

Wegen des Hanggefälles ist eine Nutzung der Flächen für spielende Kinder ungeeignet und zu 

vermeiden. 

In der Planzeichnung sind im Geltungsbereich außerhalb des LSG insgesamt 18 zu erhaltende 
Einzelbäume und 4 zu pflanzende Bäume 2.Ordnung festgesetzt. Somit können maximal 14 

Bäume gefällt werden, 3 davon sind bereits abgestorben. So soll neben den zusätzlich 

vorgesehenen Strauchpflanzungen eine gute Durchgrünung des Planungsgebietes mit einer 

ausgewogenen Mischung aus Altbestand und Neupflanzungen gewährleistet werden. Zur 

Einbindung in die umgebende Vegetation und um einen natürlichen Übergang zum Waldcharakter 
des Landschaftsschutzgebiets zu erhalten, sind die Pflanzungen nach der Pflanzliste vorzunehmen.  

Um zeitnah zur Baumaßnahme eine angemessene und qualitätsvolle Bepflanzung zu garantieren, 
ist eine Pflanzqualität von mindestens 18 cm - 20 cm Stammumfang zu verwenden. Der Ersatz 

ausgefallener Bäume zur nächsten Pflanzperiode sichert eine konstant gute Grünqualität.  
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4.5. Niederschlagswasserbeseitigung  

Angesichts der Bodenverhältnisse im Planungsgebiet ist eine Versickerung des anfallenden 
Niederschlagswassers grundsätzlich möglich. Damit aber auch bei Starkregenereignissen ein 

einwandfrei kontrollierbarer Abfluss sichergestellt werden kann – was derzeit aufgrund des 

heutigen Geländeverlaufs und insoweit bestehender bzw. entstehender Hindernisse noch nicht 
der Fall ist –, ist das Gelände so zu modellieren, dass über ein gleichmäßig nach Osten hin 

abfallendes Gelände bei Extremereignissen nicht versickertes Niederschlagswasser notfalls in das 
unbebaute Landschaftsschutzgebiet ablaufen kann. 

Auch wenn, wie im Bebauungskonzept vorgesehen, Geländemodellierungen durchgeführt 
werden, ist primär eine Versickerung mit Rigolen möglich und nötig. Das genaue 

Entwässerungskonzept ist im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens zu klären bzw. 

anzupassen.  

Durch eine sickerfähige Ausführung von befestigten Flächen, Stellplätzen und Wegen soll der 

Oberflächenabfluss bei Niederschlägen reduziert werden. Lediglich bei den öffentlichen 
Straßenverkehrs- und Gehwegflächen ist das aus technischen Gründen nicht sinnvoll.  

Grundsätzlich ist um den lokalen Wasserhaushalt zu erhalten und die Entwässerungsanlagen nicht 

übermäßig zu belasten, eine Versickerung des Niederschlagswassers vor Ort zu planen. Die 

Hypothese eines „Überlaufs“ in Richtung Landschaftsschutzgebiet ist bei Extremereignissen nur 
heranziehbar, wenn in dieses baulich (inklusive vorbeugende Erdarbeiten) nicht eingegriffen wird. 

Dies hat im Einklang mit den entsprechenden Regelwerken (LRA FFB „Bauvorhaben und 

Niederschlagswasserbeseitigung“, DWA-Merkblätter A138 und M153, NWFreiV, TRENGW) zu 

erfolgen. Es ist eigenverantwortlich durch den Bauwerber zu prüfen, ob eine genehmigungsfreie 

Versickerung vorliegt oder ob eine wasserrechtliche Genehmigung notwendig ist. 

4.6. Immissionsschutz 

Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchungen Nrn. 216156/2 und /3 vom 16.12.2016 und 
vom 21.04.2017, erstellt durch das Ingenieurbüro Greiner aus Germering, wurden 

Schallimmissionen und notwendige Schutzmaßnahmen gegen Verkehrsgeräusche im 
Planungsgebiet untersucht. Die Stellungnahmen legen die nach dem Bebauungsplan zulässigen 

Lagen und Höhenentwicklungen der Gebäude zu Grunde. 

Durch die Verkehrsgeräusche der Bahnlinie und der angrenzenden Straßen können die 

schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 an der geplanten Bebauung überschritten 

werden. Zur Gewährleistung gesunder Wohnverhältnisse sind die Anforderungen an den passiven 
Schallschutz gemäß der DIN 4109 auszuarbeiten. Dies führt dazu, dass an allen Fassaden 

entsprechende Schalldämmmaße für die Außenbauteile zu fordern sind. Hinzu kommt, dass hinter 
den Nordost-und Nordwestfassaden von Gebäuden in den Bauräumen WA 1 und WA 2 

Grundrissorientierungen erforderlich sind, die dort keine Fenster von nachts schutzbedürftigen 

Aufenthaltsräumen (Schlaf- und Kinderzimmer) vorsehen oder alternativ spezielle 

Schallschutzkonstruktion angebracht werden müssen. Ergänzend sind für Schlaf- und 

Kinderzimmer schallgedämmte Lüftungseinrichtungen oder gleichwertige Maßnahmen 

vorzusehen, welche das erforderliche Schalldämmmaß nach DIN 4109 nicht verschlechtern. 

Unter diesen Voraussetzungen kommen die Untersuchungen insgesamt zu dem Schluss, dass 

keine Bedenken gegen die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 62/1 „Östliche Senserbergstraße“ 
bestehen. Zu den Einzelheiten wird auf die oben genannten schalltechnischen Untersuchungen 

verwiesen.  
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5.  Klimaschutz  

Maßnahmen die dem Klimawandel Rechnung tragen  

Durch die Festsetzung von sickerfähigen Belägen wird die klimaregulierende Wirkung des Bodens 

unterstützt und der Oberflächenabfluss bei zunehmend auftretenden Starkregenereignissen 

reduziert. Dieser Effekt wird durch bei Flachdächern zu erstellende Dachbegrünungen und eine 
Mindestüberdeckung der Tiefgarage verstärkt. Durch die ausgewogene Festsetzung von 

Baumpflanzungen und -fällungen wird eine Verschattung und Durchgrünung des Baugebiets bei 

vertretbaren Belichtungsverhältnissen gewährleistet.  

Maßnahmen die dem Klimawandel entgegenwirken  

Durch die Nutzbarmachung innenstadtnaher, bereits erschlossener Flächenpotentiale wird der 
Versiegelung heute ungenutzter Flächen als Erweiterung des Siedlungsgebietes vorgebeugt. Eine 

möglichst kompakte Bauweise und die Unterbringung der Stellplätze in einer 
Gemeinschaftsgarage und einer Tiefgarage führen zu einer Minimierung des Flächenverbrauchs.  

Durch die zentrale Lage des Planungsgebietes werden Aufwendungen für umfängliche neue 

Infrastruktur eingespart. Dieses gut fußläufig, für Radfahrer und den öffentlichen Verkehr 

erschlossene Gebiet führt zu einer tendenziellen Reduzierung des von den Wohngebäuden 

ausgehenden motorisierten Individualverkehrs.  

Die von der Stadt Fürstenfeldbruck gemäß Stadtratsbeschluss vom 29.11.2016 eingeforderten, 

über die gültige EnEV hinaus gehenden Energiestandards reduzieren den Primärenergiebedarf. 

Die angesichts der relativen Nähe zum Grundwasser effiziente Nutzbarkeit von Wärmepumpen 

erhöht an dieser Stelle die Einsatzmöglichkeiten regenerativer Energien. In Anbetracht der 

Gebäudeausrichtungen und der festgesetzten Dachneigungen ist der Einbau von Photovoltaik und 

Solarthermie wirtschaftlich und gestalterisch gut realisierbar. 

6.  Flächenbilanz  

Flächenbezeichnung  Fläche ca.  Anteil an der  

Gesamtfläche ca.  

Straßenverkehrsflächen (Bestand) 

Verkehrsfläche „Geh- und Radweg“ (Bestand) 

Verkehrsfläche „Gehweg“ (neu) 

Straßenbegleitgrün (verbleibend) 

714 m² 

170 m² 

187 m² 

209 m² 

9,1 % 

2,2 % 

2,4 % 

2,7 % 

Öffentliche Verkehrsflächen 1.280 m² 16,4 % 

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung Feuerwehr 

bzw. Eigentümerweg (Privatfläche öffentlich gewidmet) 

Landschaftsschutzgebiet (private Grünfläche) 

                      

328 m² 

2.252 m² 

                                                                                    

4,2 % 

28,8 % 

Hauptgebäude (inkl. Terrassen & Balkone) 

Nebenflächen im Nettobauland 

Begrünte Freiflächen im Nettobauland 

1.090 m² 

800 m² 

2061 m² 

14,0 % 

10,2 % 

26,4 % 

Nettobauland 3.951 m² 50,6 % 

Planungsgebiet (Geltungsbereich) 7.811 m²  100 % 

Versiegelung Bestand (11,3 %)  Versiegelung Bebauung (30,8 %)  Begrünte Freiflächen (57,9 %) 
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7.  Umweltbelange  

7.1. Umweltbericht  

Der hier gegenständliche Bebauungsplan mit integriertem Grünordnungsplan wird entsprechend § 

13a BauGB im Verfahren der Innenentwicklung durchgeführt. Nach § 13 a Abs. 2 Nr. 1 BauGB 
gelten insoweit die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und Abs. 3 Satz 1 

BauGB entsprechend. Nach § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB wird im vereinfachten Verfahren von der 

Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der 
Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar 

sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 6 Abs. 5 Satz 3 BauGB und § 10 Abs. 4 
BauGB abgesehen. Ein Eingriffsausgleich ist nach § 13 a Abs. 2 Nr. 4 BauGB nicht erforderlich. 

7.2. Artenschutzrechtliche Belange  

In Bezug auf den Artenschutz wurde vom Landschaftsarchitekturbüro Lohde im Januar 2017 eine 

vereinfachte Vorabschätzung zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung erstellt. Diese basiert 
sowohl auf der Auswertung naturschutzfachlicher Unterlagen, vor allem der amtlichen 

Artenschutzkartierung des Bayerischen Landesamtes für Umwelt zur Abschätzung des 

Artenpotenzials, auf der Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde sowie auf einer 
Begehung des Areals am 19.12.2016. Die Auswertung der dabei gewonnenen Informationen hat 

ergeben, dass aus artenschutzrechtlicher Sicht durch die Umsetzung des Bebauungsplans keine 

erheblichen Beeinträchtigungen und keine Verbotstatbestände zu erwarten sind. Insbesondere 

Bäume mit potenzieller Habitateignung für Vögel und Fledermäuse konnten nicht identifiziert 

werden. Störungen sind durch die Entfernung von Gehölzen nicht zu erwarten. Das östlich 

unmittelbar angrenzende Landschaftsschutzgebiet bietet für Vögel und Fledermäuse ausreichend 

Ausweichmöglichkeiten. Andere artenschutzrechtliche Konflikte sind nicht erkennbar. 

Baumfällungen sind außerhalb der Brutzeit vom 1. März bis 30. September durchzuführen. Zu den 

Einzelheiten wird auf die Stellungnahme des Landschaftsarchitekturbüros Lohde verwiesen. 

8.  Wesentliche Auswirkungen der Planung  

Zusammenfassend können die Auswirkungen der Planung wie folgt beschrieben werden:  

 Umwandlung einer ehemaligen Kiesgrube mit ihrer im Bereich des Baulands überwiegend 

baumfreien Brachfläche mit Ruderalvegetation in ein Allgemeines Wohngebiet   

 Sicherung einer verbindenden Durchgrünung des Planungsgebietes  

 Langfristige Sicherung und Abgrenzung des Landschaftsschutzgebietes im und angrenzend 

zum Planungsgebiet.  

 

Fürstenfeldbruck, den     Fürstenfeldbruck, den 

         

      (Siegel) 

 

 

Oberbürgermeister Erich Raff    Martin Kornacher  

gez.  gez.  
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E Verfahrensvermerke  

 

Am 25.07.2017 wurde der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan Nr. 62/1 „Östliche 

Senserbergstraße“ mit der Maßgabe einer Aufstellung des Bebauungsplans als Bebauungsplan 
der Innenentwicklung nach § 13a durch den Stadtrat gefasst. Die frühzeitige Beteiligung der 

Behörden und Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB fand im Rahmen eines Scoping-

Termins am 10.02.2017 statt.  

Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 62/1 „Östliche Senserbergstraße“ in der Fassung vom 
25.07.2017 wurde am 25.07.2017 vom Stadtrat gebilligt. Er wurde gemäß § 3 Abs. 2BauGB in der 

Zeit vom 12.09.2017 bis 13.10.2017 öffentlich ausgelegt. Die Beteiligung der Behörden und Träger 

öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB fand vom 24.08.2017 bis 29.09.2017 statt. Die 

Beteiligung der Öffentlichkeit wurde am 04.09.2017 öffentlich bekannt gemacht.  

Mit Beschluss des Stadtrates vom 28.11.2017 wurde die Fassung vom 28.11.2017 gem. § 10 Abs. 1 
BauGB als Satzung beschlossen.  

Fürstenfeldbruck, den   

     (Siegel)  

_______________________  

Erich Raff, Oberbürgermeister  

  

Der Bebauungsplan Nr. 62/1 „Östliche Senserbergstraße“ wurde am ……….. gemäß § 10 Abs. 3 

BauGB ortsüblich bekannt gemacht.  

Der Bebauungsplan Nr. 62/1 „Östliche Senserbergstraße“ tritt damit in Kraft. Der Bebauungsplan 

mit Begründung wird seit dem Tag zu den üblichen Dienststunden im Rathaus der Stadt 

Fürstenfeldbruck, Hauptstraße 31, 82256 Fürstenfeldbruck zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. 

Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben.  

Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2, § 44 Abs. 4 sowie des § 215 Abs. 1 BauGB ist 

hingewiesen worden.  

Fürstenfeldbruck, den   

     (Siegel)  

______________________  

Erich Raff, Oberbürgermeister  

 

gez.  

gez.  


